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Die Europäische Gewerkschaftsbewegung und Nachhaltige Entwicklung vor dem Johannesburg-Gipfel

· eine Europäische Strategie für die Qualität der Arbeit und den Umweltschutz

Gewerkschaftlicher Beitrag: Antwort auf die Vorschläge und größeren Hindernisse in Bezug auf die Realisierung der vorgeschlagenen Ziele

Reinhard Klopfleisch, EPSU

Die Europäische Vereinigung der Gewerkschaften des Öffentlichen Dienstes (EPSU) ist sehr besorgt über den Klimawandel. Sie ist der Auffassung, dass die Stabilisierung des Weltklimas ein Hauptthema der nachhaltigen Entwicklung ist. Wir beziehen uns auf die Ergebnisse des 3. IPCC-Berichts, der die früheren Ergebnisse der wissenschaftlichen Untersuchungen bestätigt. Sie unterstreichen, dass das Ziel der Stabilisierung des Weltklimas eine Verminderung der weltweiten jährlichen Emission von Treibhausgasen um etwa 50 Prozent zwischen 1990 und 2050 erfordert. Die industrialisierten Länder, die nur 20 Prozent der Weltbevölkerung repräsentieren, sind gegenwärtig für 80 Prozent der weltweiten Treibhausgas-Emissionen verantwortlich. Daraus wird klar, dass die Entwicklungsländer, die nur für 20 Prozent der Emissionen verantwortlich sind, sie nicht reduzieren können, selbst wenn sie auf weiteres wirtschaftliches Wachstum verzichten würden. Im Gegenteil, Nachhaltigkeit erfordert dringend wirtschaftliches Wachstum besonders in Entwicklungsländern, genauso wie eine Stabilisierung des Klimas. Daraus ergibt sich, dass der Ausstoß von Treibhausgasen in den Industrieländern dramatisch abnehmen muss – die Reduktionsrate muss 80 Prozent in nur 60 Jahren betragen.

Dieses Ziel ist zweifellos eine große Herausforderung in die Energiepolitik, vor allem in den Industrieländern. Die meisten Szenarien und Voraussagen stimmen darin überein, dass es ohne politische Einwirkung eine Verdoppelung der weltweiten Treibhausgas-Emissionen zwischen 1990 und 2050 anstelle einer Reduktion geben wird. Das ist nicht nachhaltig, es bedeutet den Zusammenbruch des Weltklimas. So ehrgeizig sie sein mögen – und tatsächlich werden die meisten Industrieländer sie nicht voll erreichen – können die Ziele des Kyoto-Abkommens nur als ein vorsichtiger Beginn einer strukturellen Revolution der Energieproduktion in Richtung auf Nachhaltigkeit betrachtet werden.

Ist nachhaltige Energieproduktion möglich? In Deutschland hat eine Enquêtekommission des 14. Deutschen Bundestages „Nachhaltige Energie unter den Bedingungen der Globalisierung und Liberalisierung“ (1998 – 2002) diese Frage gestellt. Der Endbericht, der in Vorbereitung ist, kommt zu dem Ergebnis: „Eine Verminderung von Treibhausgas-Emissionen um 80 Prozent zwischen 1990 und 2050 in den industrialisierten Ländern ist notwendig – und möglich.“

Die Kommission untersuchte zwei alternative Szenarien für Deutschland:

· Das Szenario „Förderung von erneuerbaren Energien und Energieeffizienz“. Das bedeutet eine 30prozentige Verminderung des Energieverbrauchs zwischen 1990 und 2050 durch Beschleunigung der Energieeffizienzraten, und die Erzeugung von 60 Prozent der Elektrizität, der Treibstoffe und Wärme mit Erneuerbaren Energien im Jahre 2050; Kernkraft wird ganz abgeschafft und die Bedeutung der fossilen Energieträgern, hauptsächlich der Kohle, dramatisch reduziert.

· Das Szenario „nuklearer und fossiler Energiemix“. Das bedeutet keine politische Unterstützung für Erneuerbare und Effizienz, eine Abnahme des fossilen Energieverbrauchs  bis zur 80prozentigen Reduktion von CO2, aber etwa 70 neue Kernkraftwerke in Deutschland im Jahr 2050.

Die EPSU ebenso wie ver.di, die deutsche Energiearbeitergewerkschaft, stimmt mit der Mehrheit der Enquête-Kommission überein, die zu folgendem Ergebnis kommt: Beide Szenarien sind technisch möglich, aber nur die Förderung der Erneuerbaren und der Energieeffizienz ist politisch annehmbar.

Zweifellos bedeutet diese strukturelle Revolution in der Energieerzeugung auch eine strukturelle Revolution in der Schaffung von Arbeitsplätzen. Die Anzahl der Arbeitsplätze in der Kernkraft und im Kohlebergbau wird schnell abnehmen, während Arbeitsplätze im Bereich der Energieeffizienz (insbesondere Bau und Wärmedämmung von Gebäuden), Herstellung und Wartung von erneuerbarer Energie und öffentliche Dienste (öffentlicher Transport, Energiedienstleistungen) kontinuierlich zunehmen werden. Es gibt also Gewinner und Verlierer. Das ist eine große Herausforderung für die Gewerkschaftspolitik. Sicherlich gibt es unter ökologischen Aspekten keine Alternative zu der strukturellen Revolution. Aber wie steht es mit den sozialen Zielen? Was geschieht mit den Verlierern, den Arbeitern in der Kernkraft und im Bergbau? Wird es einen Konflikt zwischen ökologischen und sozialen Zielen geben, die beide wichtig für die Nachhaltigkeit sind?

Die EPSU akzeptiert die Herausforderung, da wir wissen, dass es ernsthaft keine Alternative zu einer nachhaltigen Entwicklung gibt, die ökologische Ziele erreicht. Natürlich wird es dabei viele Reibungen geben. Es ist unsere Aufgabe als Gewerkschafter, darauf zu bestehen, dass jeder einzelne Arbeiter, der seinen Job verliert, eine akzeptable Alternative bekommt. Wir fordern eine substanzielle Zunahme von Qualifikationsprogrammen für die betroffenen Arbeitnehmer. Ein ökologisch notwendige Entwicklung kann nur dann nachhaltig genannt werden, wenn sie auch sozial akzeptabel ist.

Die EPSU ist vorsichtig optimistisch, dass wir dieses ehrgeizige Ziel erreichen können. Das Einführungspapier zu diesem Workshop zeigt eine instruktive Tabelle, auf die ich mich beziehen kann. Entsprechend dem Energieszenario des bekannten Prognos-Instituts kann eine Verminderung der Treibhausemissionen um 40 Prozent zwischen 1990 und 2020 in Deutschland (die notwendig ist, um 80 Prozent im Jahr 2050 zu erreichen) mit einem Nettozuwachs von 200000 Arbeitsplätzen verbunden werden. Natürlich ist es nicht möglich, einen 50jährigen Bergarbeiter für eine Arbeit in der Energieffizienz zu qualifizieren, aber ganz bestimmt einen 30jährigen Ingenieur, der heute in einem Kernkraftwerk arbeitet, für eine Arbeit mit erneuerbaren Energien. Gewerkschafter müssen darauf bestehen, dass wir diese Chance bekommen. Ohne Zweifel müssen wir in vielen Fällen dafür kämpfen. Demnach ist viel Arbeit nötig, um eine sozial nachhaltige Entwicklung im Energiesektor zu realisieren – aber positive Ergebnisse sind möglich. 

Natürlich benötigt der notwendige revolutionäre Wandel in der Energieerzeugung in Europa eine Regulierungspolitik. Was muss in Europa getan werden?

Viele Länder haben damit schon begonnen. Um schließlich erfolgeich zu sein, brauchen wir eine stetige und widerspruchsfreie gemeinsame EU-Strategie, die mindestens die folgenden acht Maßnahmen umfasst:

1. Die Schaffung eines Energiekapitels im EU-Vertrag, der auf Erneuerbare, KWK und Energieffizienz fokussiert ist

2. Abschaffung des EURATOM-Vertrags

3. Ratifizierung des Kyoto-Vertrags und seine Verwirklichung durch klare Verpflichtungen für jede Emittentengruppe in fairer Lastenverteilung

4. Einführung und Harmonisierung einer Energiebesteuerung mit kontinuierlichem Anstiegsmechanismus

5. Vorantreiben der Energieffizienz mit dem Ziel, die Energieffizienzrate bis 2010 zu verdoppeln

6. Vorantreiben der Erneuerbaren mit dem Ziel, sie bis 2010 zu verdoppeln

7. Vorantreiben der KWK mit dem Ziel, ihren Anteil an der Energieerzeugung bis 2010 zu verdoppeln

8. Verstärkung von Forschung, Entwicklung und Demonstration von Energieeffizienz, Erneuerbaren und KWK

